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Natürlicher Kausalzusammenhang
Zwischen dem Unfall und dem Gesundheits-
schaden muss ein natürlicher Zusammen-
hang bestehen. Dies sind alle Umstände, 
ohne deren Vorhandensein der eingetretene 
Erfolg (Gesundheitsschädigung) nicht als ein-

Liebe Leserin, lieber Leser
Der erste Beitrag erläutert den natürlichen und adäquaten Kausalzu-
sammenhang, der rechtliche Verbindungen festlegt, die Leistungspflicht 
begrenzt und eine gewisse Schwere des Unfalls erfordert. 

Im zweiten Beitrag werden wichtige Excel-Funktionen vorgestellt, die 
den Arbeitsalltag erleichtern.

Berufliche Vorsorge (BVG) in der Schweiz spielt eine zentrale Rolle im 
Sozialversicherungssystem. Der letzte Artikel beleuchtet die Pflichten und Ausnahmen gemäss 
dem BVG und gibt einen umfassenden Überblick.

Viel Freude beim Lesen. 

Carla Seffinga, WEKA Productmanagement Finanzen und Steuern
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getreten oder nicht als in der gleichen Weise 
eingetreten gedacht werden kann. Der Unfall 
muss nicht die alleinige oder unmittelbare 
Ursache des Gesundheitsschadens sein. Es 
genügt eine Teilkausalität des Unfalls. Zur 
Beurteilung des natürlichen Kausalzusam-

menhangs muss der Gesundheitszustand vor 
dem Unfall mit demjenigen nach dem Unfall 
verglichen werden. Es ist Sache des Arztes, 
festzustellen, ob ein natürlicher Kausalzusam-
menhang besteht.

PRAXISTIPP
Der natürliche Kausalzusammenhang 
muss nicht mit wissenschaftlicher 
Genauigkeit bewiesen werden. Es genügt überwie-
gende Wahrscheinlichkeit. Es handelt sich um eine 
Tatfrage, welche aus rein medizinischer Sicht beant-
wortet werden muss.

Der natürliche Kausalzusammenhang (siehe 
Abbildung  1 auf der nächsten Seite) ent-
spricht der haftungsbegründenden (leistungs-
begründenden) Kausalität. Ohne natürlichen 
Kausalzusammenhang ist der Unfallversiche-
rer nicht leistungspflichtig.

Natürlicher und  
adäquater Kausalzusammenhang
Ein natürlicher Kausalzusammenhang zwischen Unfall und Gesundheitsscha-
den ist nicht nur eine medizinische Frage, sondern auch entscheidend für die 
Leistungspflicht von Unfallversicherern. Der adäquate Kausalzusammenhang 
legt zusätzlich rechtserhebliche Verbindungen fest, begrenzt die Leistungs-
pflicht und verlangt eine gewisse Schwere des Unfalls.

	� Von Ralph Büchel
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Schritt, der Prüfung des adäquaten Kausalzu-
sammenhangs, um den Anspruch auf Versi-
cherungsleistungen. 

Wenn organisch nachweisbare Befunde die 
Unfallfolgen erklären, decken sich in der 
Regel natürlicher und adäquater Kausalzu-
sammenhang, weshalb keine gesonderte Ad-
äquanzprüfung vorzunehmen ist.

Ist dagegen ein natürlicher Kausalzusammen-
hang (immer noch) gegeben, übersteigen die 
Unfallfolgen aber das Ausmass, welches nach 
dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und nach 

Wenn aus Unfallfolgen  
Krankheitsfolgen werden
Ein zum Zeitpunkt des Unfallereignisses be-
jahter natürlicher Kausalzusammenhang be-
deutet nicht, dass ein Unfallereignis dauernd 
für die Unfallfolgen verantwortlich bleibt. Zum 
Zeitpunkt, zu welchem unfallfremde Faktoren 
aus ihrer eigenen Dynamik heraus zu den 
gleichen Unfallfolgen geführt hätten, fällt der 
natürliche Kausalzusammenhang weg. Die 
verbleibenden Gesundheitsstörungen gelten 
dann als Krankheitsfolgen, was zur Einstel-
lung der Leistungen durch den Unfallversi-
cherer führt. Dies ist häufig bei Rücken- oder 
Gelenkschäden der Fall.

PRAXISTIPP
Die Beweislast für den Wegfall des na-
türlichen Kausalzusammenhangs liegt 
beim Unfallversicherer. In der Praxis der Gerichte 
genügt es, wenn der Mediziner auf statistische An-
gaben zum Heilverlauf nach gleichen Unfallfolgen 
verweisen kann.

Adäquater Kausalzusammenhang
Der adäquate Kausalzusammenhang verlangt, 
dass zwischen den Unfallfolgen und den Ver-
sicherungsleistungen zusätzlich ein rechtser-
heblicher Kausalzusammenhang vorliegt. Mit 
diesem Erfordernis wird die Leistungspflicht 
des Unfallversicherers begrenzt. Ein Ereignis 
ist adäquate Ursache eines Erfolgs, wenn sie 
nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge und 
nach der allgemeinen Lebenserfahrung an 
sich geeignet ist, einen Erfolg, sowie dieser 
eingetreten ist, herbeizuführen. Dem Unfall 
muss demnach für die Entstehung der Ar-
beits-/Erwerbsfähigkeit eine massgebende 
Bedeutung zukommen. Das trifft dann zu, 
wenn er objektiv eine gewisse Schwere auf-
weist bzw. ernsthaft ins Gewicht fällt. Der 
adäquate Kausalzusammenhang (siehe Abbil-
dung 2) entspricht der haftungsausfüllenden 
(leistungsausfüllenden) Kausalität. Ohne ad-
äquaten Kausalzusammenhang ist der Unfall-
versicherer nicht leistungspflichtig.

Kausalitätsprüfung
Insgesamt handelt es sich bei der Prüfung 
des natürlichen und adäquaten Kausalzusam-
menhangs um eine zweiteilige Kausalitäts-
prüfung. Im ersten Schritt, der Prüfung des 
natürlichen Kausalzusammenhangs, geht es 
um die grundsätzliche Prüfung der Leistungs-
pflicht des Unfallversicherers, im zweiten 

Unfallereignis natürlicher
Kausalzusammenhang 

Unfallfolgen

Abbildung 1: Natürlicher Kausalzusammenhang

Unfallfolgen adäquater 
Kausalzusammenhang

Versicherungs-
leistungen

Abbildung 2: Adäquater Kausalzusammenhang

HINWEIS
Die Frage des adäquaten Kausalzu-
sammenhangs ist nur zu prüfen, wenn ein natürli-
cher Kausalzusammenhang besteht.
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der allgemeinen Lebenserfahrung zu erwar-
ten wäre, kann die Adäquanzprüfung den An-
spruch auf Versicherungsleistung aufheben. 
Das ist häufig bei sogenannten Syndromen 
der Fall, bei welchen gewisse Beschwerdebil-
der zusammengefasst werden, im Einzelnen 
aber (noch) nicht organisch erklärt werden 
können. Das gilt im Besonderen bei Mit-
spielen von psychischen Störungen oder bei 
Vorliegen rein psychischer Störungen nach 
einem Unfall, bei welchem die versicherte 
Person unverletzt geblieben ist.

Berufskrankheit
Eine Sonderstellung nehmen sozialversiche-
rungsrechtlich die Berufskrankheiten ein. Sie 
sind unfallversicherungsrechtlich den Unfällen 
gleichgestellt, und eine allfällige Arbeits- oder 
Erwerbsfähigkeit ist durch den Unfallversiche-
rer gemäss UVG zu erbringen.

Nichteignung
Die Durchführungsorgane können versicherte 
Personen, die hinsichtlich Berufsunfällen oder 
Berufskrankheiten durch bestimmte Arbeiten 

besonders gefährdet sind, von diesen Arbei-
ten ausschliessen. Der Medizinische Dienst 
der Suva kann durch eine Verfügung durch 
den zuständigen Unfallversicherer einen Ar-
beitnehmenden, der den Vorschriften über 
die arbeitsmedizinische Vorsorge untersteht, 
von der gefährdenden Arbeit ausschliessen 
(Nichteignung) (Art.  84 UVG) oder seine Be-
schäftigung bei dieser Arbeit unter bestimm-
ten Bedingungen zulassen. Die Nichteignung 
kann nur dann verfügt werden, wenn der 
Arbeitnehmende bei der weiteren Ausübung 
seiner bisherigen Tätigkeit einer erheblichen 
Gefährdung ausgesetzt ist. Sie kann befristet 
oder dauernd sein. Die Verfügung muss auf 
die Beratungs- und Entschädigungsmöglich-
keiten verweisen (Art. 78 VUV).

PRAXISBEISPIEL
Sofia Lorenz ist Bäcker-Konditorin in 
Ausbildung. Nachdem sie mit dem Atmen zuneh-
mend Schwierigkeiten hat, wird bei ihr eine Mehl-
stauballergie diagnostiziert. Sie wird für das von ihr 
angestrebte Berufsziel für vollständig nicht geeignet 
qualifiziert. Sie darf ab sofort keine Backstube mehr 
betreten.

Für die Folgen von Berufskrankheiten sieht 
das UVG zusätzlich zu den gesetzlichen 
Leistungen weitere Leistungen vor. Die Be-
gründung liegt darin, dass Berufskrankheiten 
grundsätzlich in den Haftungsbereich des 
Arbeitgebers fallen und dieser für die Folgen 
aufzukommen hat.

Übergangstaggeld
Der von einer Arbeit befristet oder dauernd 
ausgeschlossene Arbeitnehmende erhält 
vom Versicherer ein Übergangstaggeld, wenn 
er wegen des Ausschlusses von seiner bis-
herigen Arbeit für kurze Zeit in erhebliche 
Schwierigkeiten gerät, insbesondere wenn 
er seinen Arbeitsplatz unverzüglich verlassen 
muss und keinen Lohn mehr beanspruchen 
kann (Art.  83 VUV). Das Übergangstag-
geld entspricht dem vollen Taggeld. Es wird 
während höchstens vier Monaten entrichtet 
(Art. 84 VUV). Ist der Arbeitnehmende wegen 
der Berufskrankheit bereits arbeitsunfähig, 
hat er Anspruch auf das normale Taggeld wie 
bei Unfall. Das Übergangstaggeld soll es dem 
berufserkrankten, aber noch arbeitsfähigen 
Arbeitnehmenden ermöglichen, sich auf einen 
Berufswechsel vorzubereiten.

HINWEIS
Dieser Übergangsfrist begegnen wir 
auch im Bereich der Krankentaggeldversicherung. 
Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung ist 
bei notwendigem Berufswechsel eine Übergangs-
frist zwischen drei und fünf Monaten zu gewähren, 
während welcher auch ohne Arbeitsunfähigkeit noch 
das volle Taggeld bezahlt werden muss.

Übergangsentschädigung
Zusätzlich gewährt die Unfallversicherung 
(UVG) eine Übergangsentschädigung von 
ebenfalls 80% des versicherten Verdiensts 
während vier Jahren, in welchen die versicher-
te Person sich beruflich neu orientieren, aus-
richten bzw. umschulen kann (Art. 86 f. VUV).
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